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28. Oktober 2019

Rundschreiben Nr. 62/2019 

An alle 
Kreditinstitute 

1. Finanzsanktionen angesichts der Lage in Burundi
Verordnung (EU) 2019/1777 des Rates vom 24. Oktober 2019
Durchführungsverordnung (EU) 2019/1779 des Rates vom 24. Oktober 2019
2. Finanzsanktionen gegenüber der Republik Guinea
Verordnung (EU) 2019/1778 des Rates vom 24. Oktober 2019

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir möchten Sie über die folgenden Entwicklungen im Bereich der Finanzsanktionen unterrichten: 

1. Der Rat der Europäischen Union hat mit Verordnung (EU) 2019/17771 (Anlage 1) eine neue
Bestimmung (Artikel 15a) in die Verordnung (EU) 2015/17552 (Sanktionsregime Burundi) aufge-
nommen. Demnach dürfen der Rat, die Kommission und der Hohe Vertreter der Union für Außen-
und Sicherheitspolitik personenbezogene Daten zur Erfüllung bestimmter, in der Vorschrift
genannter Aufgaben verarbeiten.

_____________ 
1 Verordnung (EU) 2019/1777 des Rates vom 24. Oktober 2019 zur Änderung der Verordnung (EU) 2015/1755 über 

restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Burundi 
2 Verordnung (EU) 2015/1755 des Rates vom 1. Oktober 2015 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in 

Burundi 
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Des Weiteren hat der Rat mit Durchführungsverordnung (EU) 2019/17793 (Anlage 2) die Angaben 
zu einem Personeneintrag in Anhang I der Verordnung (EU) 2015/1755 aktualisiert. 

2. Ferner hat der Rat der Europäischen Union mit Verordnung (EU) 2019/17784 (Anlage 3) eine
neue Bestimmung (Artikel 16a) in Verordnung (EU) Nr. 1284/20095 (Sanktionsregime Guinea) auf-
genommen. Auch dieser Artikel nennt Aufgaben, zu deren Zweck der Rat, die Kommission und
der Hohe Vertreter der Union für Außen- und Sicherheitspolitik personenbezogene Daten verar-
beiten dürfen.

Mit diesem Rundschreiben ist keine Abfrage gesperrter Vermögenswerte verbunden. Eine Rück-
meldung ist daher nicht erforderlich. Die Verpflichtungen aus Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) 2015/1755 und Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1284/2009 bleiben unberührt. 

Wir haben die Rechtsakte zu Finanzsanktionen auf folgender Website der Deutschen Bundesbank 
unter dem jeweiligen Sanktionsregime eingestellt:  

https://www.bundesbank.de/de/service/finanzsanktionen/sanktionsregimes 

Mit freundlichen Grüßen 

Deutsche Bundesbank 
Hauptverwaltung in Bayern 
Pietruschka Ertl 

Anlagen 

_____________ 
3 Durchführungsverordnung (EU) 2019/1779 des Rates vom 24. Oktober 2019 zur Durchführung der Verordnung (EU) 

2015/1755 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Burundi 
4 Verordnung (EU) 2019/1778 des Rates vom 24. Oktober 2019 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1284/2009 zur 

Einführung bestimmter spezifischer restriktiver Maßnahmen gegenüber der Republik Guinea  
5 Verordnung (EU) Nr. 1284/2009 des Rates vom 22. Dezember 2009 zur Einführung bestimmter restriktiver Maß-

nahmen gegenüber der Republik Guinea  
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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) 2019/1777 DES RATES 

vom 24. Oktober 2019 

zur Änderung der Verordnung (EU) 2015/1755 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage 
in Burundi 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 215, 

gestützt auf den Beschluss (GASP) 2015/1763 vom 1. Oktober 2015 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in 
Burundi (1), 

auf gemeinsamen Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik und der Europäischen 
Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EU) 2015/1755 des Rates (2) werden die im Beschluss (GASP) 2015/1763 vorgesehenen 
Maßnahmen umgesetzt. 

(2) Am 24. Oktober 2019 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2019/1788 (3) zur Änderung des Beschlusses (GASP) 
2015/1763 durch Aufnahme eines Artikels über die Bearbeitung personenbezogener Daten durch den Rat und den 
Hohen Vertreter angenommen. 

(3) Zur Durchführung der Verordnung (EU) 2015/1755 und zur Gewährleistung eines Höchstmaßes an 
Rechtssicherheit innerhalb der Union sollten die Namen von und die übrigen sachdienlichen Angaben zu den 
natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen, deren Gelder und wirtschaftliche 
Ressourcen nach jener Verordnung eingefroren werden, veröffentlicht werden. Die Verarbeitung personenbezogener 
Daten muss unter Einhaltung der Verordnungen (EU) 2016/679 (4) und (EU) 2018/1725 (5) des Europäischen 
Parlaments und des Rates erfolgen. 

(4) Die Verordnung (EU) 2015/1755 sollte entsprechend geändert werden — 

(1) ABl. L 257 vom 2.10.2015, S. 37. 
(2) Verordnung (EU) 2015/1755 des Rates vom 1. Oktober 2015 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Burundi (ABl. L 257 

vom 2.10.2015, S. 1). 
(3) Beschluss (GASP) 2019/1788 des Rates vom 24. Oktober 2019 zur Änderung des Beschlusses (GASP) 2015/1763 über restriktive 

Maßnahmen angesichts der Lage in Burundi (siehe Seite 148 dieses Amtsblatts). 
(4) Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der 

Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz- 
Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1). 

(5) Verordnung (EU) 2018/1725 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG (ABl. L 295 vom 
21.11.2018, S. 39). 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In der Verordnung (EU) 2015/1755 wird folgender Artikel eingefügt: 

„Artikel 15a 

(1) Der Rat, die Kommission und der Hohe Vertreter der Union für Außen- und Sicherheitspolitik („Hoher Vertreter“) 
dürfen personenbezogene Daten verarbeiten, um ihre Aufgaben nach dieser Verordnung zu erfüllen. Zu diesen Aufgaben 
gehören 

a) für den Rat: Ausarbeitung und Durchführung von Änderungen des Anhangs I; 

b) für den Hohen Vertreter: Ausarbeitung von Änderungen des Anhangs I; 

c) für die Kommission: 

i) Aufnahme des Inhalts von Anhang I in die elektronische konsolidierte Liste der Personen, Gruppen und 
Organisationen, die finanziellen restriktiven Maßnahmen der Union unterliegen, und in die interaktive Weltkarte 
der EU-Sanktionen, die beide öffentlich zugänglich sind; 

ii) Verarbeitung von Informationen über die Auswirkungen der gemäß dieser Verordnung getroffenen Maßnahmen, 
z. B. Wert der eingefrorenen Gelder, und von Informationen über die von den zuständigen Behörden erteilten 
Genehmigungen. 

(2) Der Rat, die Kommission und der Hohe Vertreter dürfen gegebenenfalls Daten, die Straftaten der in der Liste 
geführten natürlichen Personen, strafrechtliche Verurteilungen dieser Personen oder Sicherungsmaßregeln im 
Zusammenhang mit diesen Personen betreffen, nur in dem Umfang verarbeiten, in dem es für die Ausarbeitung des 
Anhangs I erforderlich ist. 

(3) Für die Zwecke dieser Verordnung werden der Rat, die in Anhang II dieser Verordnung angegebene Dienststelle der 
Kommission und der Hohe Vertreter zu „für die Verarbeitung Verantwortlichen“ im Sinne von Artikel 3 Nummer 8 der 
Verordnung (EU) 2018/1725 bestimmt, um sicherzustellen, dass die betroffenen natürlichen Personen ihre Rechte nach 
der Verordnung (EU) 2018/1725 ausüben können.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Luxemburg am 24. Oktober 2019.  

Im Namen des Rates 
Die Präsidentin 
A.-K. PEKONEN     
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2019/1779 DES RATES 

vom 24. Oktober 2019 

zur Durchführung der Verordnung (EU) 2015/1755 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage 
in Burundi 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2015/1755 des Rates vom 1. Oktober 2015 über restriktive Maßnahmen angesichts der 
Lage in Burundi (1), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 1. Oktober 2015 hat der Rat die Verordnung (EU) 2015/1755 angenommen. 

(2) Auf der Grundlage einer Überprüfung durch den Rat sollten die Angaben zu einer natürlichen Person in Anhang I 
der Verordnung (EU) 2015/1755 geändert werden. 

(3) Anhang I der Verordnung (EU) 2015/1755 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Verordnung (EU) 2015/1755 wird nach Maßgabe des Anhangs der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Luxemburg am 24. Oktober 2019.  

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

A.-K. PEKONEN     

(1) ABl. L 257 vom 2.10.2015, S. 1. 
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ANHANG 

In Anhang I der Verordnung (EU) 2015/1755 erhält Eintrag 1 unter der Überschrift „Liste der natürlichen und juristischen 
Personen, Organisationen und Einrichtungen nach Artikel 2“ folgende Fassung:                                                               

Name Angaben zur Identität Gründe für die Benennung 

„1. Godefroid BIZIMANA Geschlecht: männlich 
Geburtsdatum: 23.4.1968 
Geburtsort: NYAGASEKE,  
MABAYI, CIBITOKE 
Besitzt die burundische  
Staatsangehörigkeit.  
Reisepass-Nr.: DP0001520 

‚Chargé de missions de la Présidence‘ und 
ehemaliger stellvertretender Generaldi
rektor der Nationalpolizei. Verantwort
lich für die Untergrabung der Demokratie 
durch operative Entscheidungen, die zu 
unverhältnismäßiger Anwendung von 
Gewalt und zu Maßnahmen gewaltsamer 
Repression gegen die friedlichen De
monstrationen geführt haben, die am 
26. April 2015 nach der Ankündigung 
der Präsidentschaftskandidatur von Prä-
sident Nkurunziza begonnen haben.“   
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VERORDNUNG (EU) 2019/1778 DES RATES 

vom 24. Oktober 2019 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1284/2009 zur Einführung bestimmter restriktiver 
Maßnahmen gegenüber der Republik Guinea 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 215, 

gestützt auf den Beschluss 2010/638/GASP des Rates vom 25. Oktober 2010 über restriktive Maßnahmen gegen die 
Republik Guinea (1), 

auf gemeinsamen Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik und der Europäischen 
Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EU) Nr. 1284/2009 des Rates (2) werden mehrere restriktive Maßnahmen gemäß Beschluss 
2010/638/GASP umgesetzt. 

(2) Der Rat hat am 24. Oktober 2019 den Beschluss (GASP) 2019/1790 (3) zur Änderung des Beschlusses 
2010/638/GASP angenommen, mit dem ein Artikel über die Verarbeitung personenbezogener Daten durch den Rat 
und den Hohen Vertreter aufgenommen wird. 

(3) Zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 1284/2009 und zur Gewährleistung eines Höchstmaßes an 
Rechtssicherheit innerhalb der Union sollten die Namen und übrigen sachdienlichen Angaben zu den natürlichen 
und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen, deren Gelder und wirtschaftliche Ressourcen nach 
der genannten Verordnung eingefroren werden, veröffentlicht werden. Die Verarbeitung personenbezogener Daten 
muss unter Einhaltung der Verordnungen (EU) 2016/679 (4) und (EU) 2018/1725 (5) des Europäischen Parlaments 
und des Rates erfolgen. 

(4) Die Verordnung (EG) Nr. 1284/2009 sollte daher entsprechend geändert werden — 

(1) ABl. L 280 vom 26.10.2010, S. 10. 
(2) Verordnung (EU) Nr. 1284/2009 des Rates vom 22. Dezember 2009 zur Einführung bestimmter restriktiver Maßnahmen gegenüber 

der Republik Guinea (ABl. L 346 vom 23.12.2009, S. 26). 
(3) Beschluss (GASP) 2019/1790 des Rates vom 24. Oktober 2019 zur Änderung des Beschlusses 2010/638/GASP über restriktive 

Maßnahmen gegen die Republik Guinea (siehe Seite 153 dieses Amtsblatts). 
(4) Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der 

Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz- 
Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1). 

(5) Verordnung (EU) 2018/1725 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG (ABl. L 295 vom 
21.11.2018, S. 39). 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Folgender Artikel wird in die Verordnung (EU) Nr. 1284/2009 eingefügt: 

„Artikel 16a 

(1) Der Rat, die Kommission und der Hohe Vertreter der Union für Außen- und Sicherheitspolitik (im Folgenden "Hoher 
Vertreter") dürfen personenbezogene Daten verarbeiten, um ihre Aufgaben nach dieser Verordnung zu erfüllen. Zu diesen 
Aufgaben gehören 

a) in Bezug auf den Rat: die Ausarbeitung und Durchführung von Änderungen zu Anhang I; 

b) in Bezug auf den Hohen Vertreter: die Ausarbeitung von Änderungen zu Anhang I; 

c) in Bezug auf die Kommission: 

i) die Aufnahme des Inhalts von Anhang I in die elektronisch verfügbare konsolidierte Liste der Personen, Gruppen 
und Organisationen, die finanziellen restriktiven Maßnahmen der EU unterliegen, und in die interaktive Weltkarte 
der EU-Sanktionen, die beide öffentlich zugänglich sind; 

ii) die Verarbeitung von Informationen über die Auswirkungen der gemäß dieser Verordnung getroffenen Maßnahmen, 
z. B. Wert der eingefrorenen Gelder, und von Informationen über die von den zuständigen Behörden erteilten 
Genehmigungen. 

(2) Der Rat, die Kommission und der Hohe Vertreter dürfen gegebenenfalls einschlägige Daten, die Straftaten der in der 
Liste aufgeführten natürlichen Personen, strafrechtliche Verurteilungen dieser Personen oder Sicherungsmaßnahmen im 
Zusammenhang mit diesen Personen betreffen, nur in dem Umfang verarbeiten, in dem dies für die Ausarbeitung des 
Anhangs I erforderlich ist. 

(3) Für die Zwecke dieser Verordnung werden der Rat, die in Anhang II dieser Verordnung angegebene Dienststelle der 
Kommission und der Hohe Vertreter zu „Verantwortlichen“ im Sinne des Artikels 3 Nummer 8 der Verordnung (EU) 
Nr. 2018/1725 bestimmt, um sicherzustellen, dass die betreffenden natürlichen Personen ihre Rechte nach der Verordnung 
(EU) Nr. 2018/1725 ausüben können.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Luxemburg am 24. Oktober 2019.  

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

A.-K.PEKONEN     
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